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AK Wahlen:

Kein Sieg der Linken

Bauern in ÖSterreich­

politischer Faktor
oder Handelsobjekt

Es ist immer dasselbe: Pünktlich im
Frühherbst jedes zweiten Jahres setzt
ein Spielchen ein. Das Marktord­
nungsgesetz (MaG) lä uft aus und soll
um weitere zwei Jahre verlängert
werden. Für die Landwirtschaft ist es
ein Grundgesetz. Die SP läßt sich
deswegen ihre Zustimmung immer
gegen eine für sie wichtige Materie
abkaufen. Heuer wurde die Szenerie
dazu noch von Bauernumuhen in
ganz Westeuropa gebildet. Frage:
Was wollen die Bauern ? Gegenfrage:
Wer sind die Bauern und gibt es sie
eigentlich ? Für jene Nostalgiker,
für die das Bauernhaus die neueste
Droge ist, kann das keine Frage sein.
Zurück zur Natur, zum gesunden
Landleben ! Oder ?
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Für uns, die sich für eine eigene Kandidatur der Gewerkschaftlichen Ein­
heit entschieden haben und aktiv am Wahlkam pf beteiligt waren, gilt es
die Richtigkeit dieses Entschlusses zu überprüfen,

Innere Struktur Zunächst einmal das Wahlergebnis :,
der Bauern schaft Ergebnis für Wien (ohne Wa hlkarten)

Die große Wandlung innerhalb der SPÖ ÖAAB FP GE I KPÖ DFA
Landwirtschaft, der steile Anstieg der Ar be iter 108,333 15,366 I 3.340 1.660 I 3.221 362
Produktivität und die geänderte Stel- Angestellte 80.811 53.208 8.251 1.448 2.645 370
lung des Landes im wirtschaftlichen Verkehr 30.930 5,70J 1.230 - I 1.918 137
oder vielmehr im gesamten geseU-

1 I 3schaftlichen System waren eine der Mandate 13' 39 6 -
bedeutendsten Leistungen des Kapita-

Gesamtergebnis für Österreich (ohne Wahlkarten)
lismus. Sie ist also keine Neuerschei-
nung. Neu daran ist aber, daß heute SPÖ ÖAAB FPÖ KPÖ

Partei -
GE DFA

freiedieser Strukturwandel nicht schnell
genug vor sich gehen kann; vor we- Sti m m e n 750.938 350.811 56.439 3.J45 28.497 7~IH 1.584

nigen Jahrzehnten hat man sich noch Mandate 529 241 29 1 JO - -
Artikel auf Seite 5



offensiv links
Linke, Sozialisten, Kommunisten wissen oft zu wenig von ihren unterschied­
lichen Problemen und Auffassungen, auch von den Problemen Wld MeinWl­
gen der Arbeiter, Angestellten. Schtiler Wld Studenten.

Die Arbeiter, Angestellten, Schüler und Studenten wissen wenig oder gar
nichts von den Problemen und AuffassWlgen der Unken, Sozialisten Wld
KommWlisten Wld wenn sie einmal etwas hören, was sie interessieren könn­

te' ventehen sie nicht die Sprache der Linken.

"offensiv links" will hier eine Lücke flillen, die Kluft zwischen alter und
neuer Unken überbrticken helfen.

Den Graben zwischen Linken, Sozialisten und KommWlisten auf der einen
Seite und den Arbeitern und Angestellten, SchUlern und Studenten auf der
anderen Seite zu !chließen.

Durch breite, verständliche Wld aktuelle Information über alle Lebensfragen
der arbeitenden Bevölkerung. über die Käm pfe gegen Kapitalismus und Aus­
beutung, gegen Imperialismus und Unterdrückung.

"offensiv links" wird von der FÖJ-Bewegung fUr Sozialismus herausgegeben.
In der FÖJ-Bewegung fUr Sozialismus sind Arbeiter, Angestellte. Lehrlinge
und Studenten organisiert. Die Erfahrungen, die der einzelne in der Arbeits­
zeit und in der Freizeit macht, werden regelmäßig ausgetauscht.

davor gefürchtet ("Landfl uc h t ").
Die Produktivität und die Produktion
in der Landwirtschaft ist schneller ge­
wachsen als der Konsum landwirt­
schaftlicher Produkte. Auch die Ab­
nahme der landwirtschaftlichen Be­
völkerung konnte dies nicht wett­
machen, obwohl sie sich schneller
als in jedem anderen Wirtsc haftszweig
vollzog. Statistiken bürgerlicher
Wirtschafter sind zwar mit Vorsicht
zu genießen, jedoch geben die fol­
genden Zahlen immerhin eine Ten­
denz wieder. 1972 trug die Landwirt­
schaft 5.4"10 zum Volkseinkommen
bei; aber sie beschäftigte 16,2"10 der
Arbeitskräfte und davon lebten 11 "10

der Bevölkerung. Die Vergleichszah­
len von 1961, nur 11 Jahre vorher,
lauten: 11 "10 Anteil am Volkseinkom­
men. 22"10 der Berufstätigen und 16"10

der Bevölkerung.

Diese Zahlen sind globale Angaben
und sagen nichts über die innere Struk­
turierung aus. Dazu eine kleine Ta­
belle (1972):
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Betriebs- Zahl
größen- der

Nutz-

klasse Betriebe
fläche

bis 10 ha 60,7"10 I ) 0.7"10

10 bis 50 ha 35"10 35 "10

über 50 ha 4(70 54 0/0

davon ca. 60 "10 Betriebe ~ber 1. O?O ha I
Diese wenigen Zahlen sollen zweIer­
lei zeigen: Wenn man das Kriterium
des "Mansholt"-Planes anwendet.
so sind vier Fünftel der österreichi­
schen LandwiItschaftsbetricbe gar
nicht lebensfähig. jedenfalls nicht
als Landwirtschaftsbetriebe (Mans-
holt: mindestens 30 ha Nutzfläche).
Die Versorgung des Marktes erfolgt
durch wenige Tausende von Großbe­
trieben. Nun werden aber die
Milliardensubventionen an die Land­
wirtschaft (1974: per saldo fünfein­
halb Milliarden) nicht etwa nach
irgendwelchen Bedürft igkeitskriter ien
vergeben, sondern nach dem Umfang
der Marktbelieferung. Die Großagra­
rier streichen damit den Löwenan-
teil ein, schicken aber dafür die
Kleinbauern ins Feuer. Und diese
klammern sich an jeden Groschen,
um zu überleben. Es war eine Tragik­
komödie I was sich um den lächer-

linksoffensiv
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Marktordnung
und Preisgesetz
Das Marktordnungsgesetz wurde in
der Nachkriegszeit geschaffen. Es
sollte eine Sicherung der Marktver ­
sorgung, einheitliche Erzeuger- und
Verbraucherpreise und Schutz der in­
ländischen Erzeugnisse bei Milch,
Getreide, Fleisch und einigen ande­
ren Grundnahrungsmitteln bringen.
Im wesentlichen besteht sie aus drei
Fonds, welche die finanziellen Zu­
schüsse verwalten, und gleichmäßig
mit Vertretern der Landwirtschaft,
der Bundeswirtschafts- und der Arbei­
terkammer besetzt ist. Beschlüsse
werden mit Vier -Fünftel- Mehrheit
gefaßt, so daß also keine der drei

Die Großbauern

Sie sind die eigentlichen Gewinner
der bisherigen Agrarpolitik. Mit dem
Marktordnungsgesetz haben sie ein
Instrument, das ihnen auf Kosten der
übrigen Bevölkerung Preise und Ab­
nahme ihrer Produkte sichert. Sie
haben sowohl finanziell als auch
ausbildungsmäßig die Möglichkeit,
einigermaßen rationell zu arbeiten.
Und schließlich verfügen sie in der
Kleinbauernschaft über eine militan­
te Masse, die sie gut einsetzen kön­
nen. Klugerweise haben sie nämlich
eine gemeinsame Organisation, den
VP-Bauernbund, denn der SP-Arbeits­
bauernbund ist bedeutungslos: Es er­
innert einen fast ein bißchen an den
Reichsnährstand. Und selbst wo sich
Ansätze zu einer eigenen Organisa ­
tion kleinerer Bauern findet, wie im
Allgemeinen Bauernverband, kommt
bestenfalls eine unbewußte Abneigung
gegen den Bauernbund heraus, was
aber teilweise beinahe offen faschi­
stische Tendenzen fördert. Schließ­
lich macht die "Idiotie des Land­
lebens" (Marx) auch vor den Groß­
bauern nicht halt. Die Landbevölke­
rung ist die letzte Zuflucht, wo die
Kirche heute noch einen nennenswer­
ten Einfluß ausübt (die Demonstran­
ten für die "Aktion Leben" hat man
bekanntlich aus dem Waldviertel
nach Wien transportiert). Die körperli­
che Gesundheit ist geringer als in der

Die Kleinbauern

Sie machen das eigentliche Agrar­

problern, die Bauernfrage, aus.
Wirtschaftlich sind sie zum Unter­
gang verurteilt. Doch klammern
sie sich zäh an ihre Höfe, die ihnen
ohnehin kein genügendes Einkommen
liefern können. Der Eigenverbrauch
ist hoch, erreicht oft die Hälfte. Das
bedeutet, daß diese Bauern teilweise
noch gar nicht die Stufe der Waren­
wirtschaft erreicht haben. Von den
Z09.155 Betrieben mit Nutzfläche
unter 10 ha sind folglich auch
580/0 Nebenerwerbsbetriebe, d. h.
ihre Besitzer gehen hauptsächlich
einem anderen Broterwerb nach, be­
trachten sich meist aber nach wie
vor als Bauern. Das weist auf etwas
anderes hin, was das Bauernproblem
wichtiger macht als es nach dem
Bevölkerungsanteil sein würde:
Gerade diese Schicht hat eine eigen­
artige Ausstrahlung auf einen großen
Teil der Bevölkerung, der im Land­
besitz offenbar das höchste der Ge­
fühle erblickt. Die Schrebergärten­
mentalität dürfte hier ihre wichtig­
ste Ursache haben. Und nur das
macht diese Schicht z. B. für die
SPÖ interessant. Sie selbst sind für
die Sozialdemokratie unzugänglich,
aber ihr Ausstrahlungsbereich ist eine
ihrer Domänen. Anders ist es auch
kaum zu erklären, daß die SPÖ die
verfehlte Politik der ÖVP fortsetze n
würde, denn wahltaktis ch ist für sie
bei den Bauern nichts zu holen.
Der "Einbruch ins Dorf" war kein
Einbruch in die Bauernschaft. Gerade
diese Schicht ist einer der reaktionär­
sten Teile der Bevölkerung, offen
für faschistische Einflüsse. Selbst

einfachen Formen der Kooperation
stehen sie mit ihrer Eigentumsideo­
logie feindlich gegenüber. Das Ergeb­
nis ist dann eine volkswirtschaftliche
Verschwendung im großen Maßstab.
Paradox, aber völlig korrekt formu­
liert: Die österreichische Landwirt­
schaft ist überkapitalisiert, aber unter­
mechanisiert. Kein Wunder: Teure
Maschinen werden nur wenige Tage
im Jahr genutzt. Die Maschinenkos-

r--I-ic-h-e-n-ße-t-r-a-g-v-o-n-z-.-o-o-o-,---S-C-h-i-ll-in-g-~-te-n-p-ro- ha-b-et~u-g-e-n 1971 bei den Stadt. Und die psychische erst ~echtl
jährlich abspielte, der als Bergbau - Kleinbauern 25.000,- Schilling ge- was Herr Strotzka in sozialdemokra -

I
ernförderungsbeitrag nach einem genüber 7.000,- Schilling bei den tisch vorsichtiger Weise auf eine "ver-I
Punktesystem vor 3 Jahren zum ersten Großbetrieben. Und trotzdem war die fehlte Seelsorge" neben anderen zu- I'

Mal vergeben wurde. Agrarpolitik seit Kriegsende darauf rückführt. Anders: die Kindererzie-
ausgerichtet, diese Schicht zu erhal- hung ist nicht einmal mehr ein Skan- I

I
ten. Und die SPÖ institutionalisiert da!. sie ist kriminell und nicht nur i
einen Staatssekretär für Bauernfragen die Kindererziehung. I
und verpulvert weiterhin Millionen, !

Es soll hier nicht weiter darauf einge- !statt etwa eine Umschulung - die I
gangen werden, wie sehr im verstärk - !durchaus auch im kapitalistischen

Interesse läge - zu fördern. Was die ten Ausmaß alle Handikaps von Unter-
bäuerliche Sozialpolitik betrifft, so schichten, zusätzlich zur hier indi-
ist sie ein Hohn auf alles "S::JZiale". rekten Ausbeutung, auch auf die
Es gibt lZ0.000 landwirtschaftliche Kleinbauern zutreffen. Die Frage ist

nur: Welchen Platz können sie inner­Zuschußrentner, die ein paar hundert
Schillinge erhalten. Und selbst die Ihalb einer sozialistischen Strategie

einnehmen? Die Antwort ist sehr ein­Höchstbeiträge der Bauernpension er-
reichen keine 3.000, - Schilling. ' fach: Keinen, zumindest auf kurze

. oder mittlere Frist. Man könnte jetzt
Was bedeutet, daß die Alten hier heu-

einwenden: Aber haben nicht diete wie eh und jeh "im Austrag" d. h.
französischen Bauern eine sogar diffusvom Erben und folgenden Besitzer

leben müssen, und die in der Regel links gerichtete Interessensvertretung ?
Und die italienischen sind doch auchgenausoviel arbeiten wie vor ihrer
eher antikapitalistisch ! Auf diePensionierung.
Zwiespältigkeit dieser Bewegungen
ist oft genug hingewiesen worden,
einmal abgesehen davon, daß die
Verhältnisse sowohl in Frankreich
wie in Süditalien kaum Ähnlichkei­
ten mit den österreichischen haben.
"In dieser Schicht überwiegen die
Weltanschauungen und Stimmungen
der Eigentümer; sie ist an der Speku­
lation, am Handel und am Eigentum
unmittelbar interessiert und steht zu
den Lohnarbeitern in direktem Anta­
gonismus. " (Lenin) Wem der letzte
Satz übertrieben vorkommt, hat
offensichtlich noch nie die Feindse­
ligkeit zwischen Bauern und Arbei­
tern zu sehen bekommen.
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Die ersten Früchte sind schon gereift.
Es wird im Herbst Parteienverhandlun­
gen über beide Problembereiche ge­
ben. Und die Einigung zeichnet sich
schon ab. A bisserl Preisgesetze fürn
Stari, neiche Marktordnung für die
Gscherten: was will man mehr? Ein
Staatsmann von Format, dieser Kreis­
ky samt seinem Team. Was wollen
wir noch mehr?

neo Bericht" über die I.andwirtschaft)
und ein Weisungsrecht rür Jen I.and­
wirtschaftsminister gegenüher den
Fonds. Es ist ein weiterer klei ner
Schritt auf dem Weg zum erträumten
organisierten Kapitalismus, dem Leit­
bild der Sozialdemokratie. Auch die
Preisgesetze - zwischen ihnen und
dem Marktordnungsgesetz hat in­
zwischen Kreisky ein offenes Junktim
ausgesprochen - gehen in dieselbe
Richtung. Insoferne hat die Angst der
Industriellen eine gewisse Grundlage.
Geht die Inflation in diesem Tempo
weiter, und nichts spricht dagegen,
so könnten sich die Sozialdemokra­
ten in einem Verzweiflungsakt doch

dazu aufraffen, die eine oder andere
gesetzliche Möglichkeit auszuschöp­

fen.

Die Landwirtschaft kann nicht auf das
Marktordnungsgesetz verzichten. Die
Wirtschaft auch nicht. Die Regie, ob
tatsächlich vorhanden oder zufällig,
der SP war geradezu perfekt: Benya
und Kreisky gegen eine unveränderte
Weiter führung der Marktordnungsge­
setze und für die Preisgesetze, AK
und ÖGB eher für ersatzloses Auslau ­
fen als gegen unveränderte Verlänge­
rung.

Das voraussichtliche Ergebnis: eine
veränderte Fassung der Marktordnungs­
gesetze und dazu verschärfte Preis­
gesetze. Dazu kein Risiko, daß die
VP die Sozialdemokraten wirklich
auf die Nase fallenlassen könnten
ohne oder mit Marktordnungsgesetzen
und wirkungslosen Preisgesetzen : was

will man mehr?

r
---------------.----

Körperschaften überstimmt werden
kann. Von Bedeutung ist, daß die

I Marktordnungsgesetzte im Parlament,
I laut § 1 Bundeskompetenz, nur mit
i Zwei-Drittel-Mehrheit beschlossen

werden können, entgegen dem Arti­
kel 12 der Bundesverfassung, der
Landeskompetenz vorsieht.

Worum geht es im Hick-Hack um
Marktordnungsgesetze und um die
Preisgesetze eigentlich?

Wie man sich erinnert, hat die VP
einer Neuregelung des Preisgesetzes

i das - wiederum wegen der Kompe­
tenzbestimmung - einer Zwei-Drit­
tel-Mehreit bedarf, ihre Zustim­
mung verweigert. Der Streitpunkt
war der sogenannte "3aer", der § 3a,
in ihm wird bestimmt, mit vielem
wenn und aber, daß der Innenmini­
ster (nicht der Handelsminister, wie
es immer heißt) Preise festsetzen
kann, aber nur mit Zustimmung aller

"Sozialpartner", d.h. auch der Bun­
des\drtschaftskammer. Von 14 bisher
gestellten Anträgen hat noch keiner
diese Zustimmung erhalten - wenn
man von einer Alibiaktion bezüglich
dem Zuckerpreis vor einigen Wochen
absieht. Das neue Preisgesetz sah
\·or, daß der Antrag einer einzigen
Körperschaft (z. B. des ÖGB oder der
AK) für eine solche Regelung bereits
genügen sollte. Das war der VP und
ihren Schmalspurkapitalisten aber zu
gefährlich. Das Preisgesetz wurde
nie ht erneuert und würde demnach
mit 31. Dezember auslaufen. Stari­
bacher gab sich daraufhin sehr ver­
schnupft: ein Preisminister ohne
Preisgesetze könne nicht arbeiten.
Die Überraschung folgte wenige
Wochen später. Die l\'larktordnungs­
gesetze, nicht wegzudenkender Be­
standteil der österreichischen Agrar­
politik, seien ohne Preisgesetz un­
vollziehbar und folglich überflüssig,
schrieb der volkswirtschaftlichen Re­
ferent des ÖGB, Lachs, und Benya
,teIlte sich voll hinter ihn.

Fragt sich bloß, was das ganze solL
Die Erfahrung aus anderen Ländern
zeigt nämlich, daß Preisgesetze zur
lnflationsbekäm pfung nie ht ger ade
sehr erfolgreich sind. Das liegt haupt­
sächlich daran, daß sie gegen starken
Widerstand nicht angewendet werden.
Und das kann nicht verwundern: ist
doch die Inflation das Ergebnis der
Monopolisierung, d. h. in diesem
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Zus,\ll1ll1enhang der gesteigerten
I\lacht der llnternehmer. Und warum
sollte die Wirkung ger ade in Öster­
reich stärker sein? Noch dazu, wenn
Jer Minister die Gesetze von vorne­
herein zur "Rute im Fenster" erklärt.
'vas nichts anderes heißt, als daß sie
da sein sollen, aber nicht angewen­
det werden. Dafür nimmt doch keine
Regierung die vermutlich ziemlich
chaotischen Zustände in Kauf, die
durch ein Auslaufen der l\lar ktord­
nungsgesetze entstünden, und schon
gar nicht eine sozialdemokratische.
Ein ersatzloses Auslaufen der Markt­
ordnungsgesetze ist wirklich "kaum
denkbar" (Landwirtschaftsminister
Weihs).

Andrerseits ist es verwunderlich, daß
sich neben der Landwirtschaft die

I
Unternehmer so für die Marktord­
nungsgesetze einsetzen, die Unter­
nehmer, die in der Theorie nie hts
so sehr beschwören wie den "freien"
Wettbewerb. Darunter die Greisler,
die sich ansonsten dauernd mit den
Genossenschaften in den Haaren lie­
gen. Dafür gibt es eine recht einfache
Erklärung. Die Sozialpartnerschaft
könnte gefährdet werden. Einerseits
hat bereits die Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern mit dem
Auszug aus der Paritätischen Kommis­
sion gedroht, wenn das Marktordnungs­
gesetz fallen sollte! Andrerseits aber
fürchten die Unternehmer einen Prä­
zedenzfall. Fällt die Ordnung der
Agrarwirtschaft, so könnte auch die
SOZialpartnerschaft in Frage gestellt
werden, fürchten die Herren am Stu­
benring. Man könnte beinahe darü­
ber lachen. Benya gibt sich forsch:
"Wir holen uns schon, was wir brau­
ehen!" Wer wir? Haben wir doch
keinen eifrigeren Verfechter der So­
zialpartnerschaft als Benya. Die
Angst der Unternehmer vor "italieni­
sehen Zuständen" ist diesbezüglich
wirklich unbegründet, ist aber wahr­
scheinlich auch gar nicht ernst ge­
meint.

Die Sozialdemokratie dagegen ist
sehr wohl an einem Marktordnungs­
gesetz interessiert, genauso wie an
einem Preisgesetz. Die Vorschläge
des Ministers Weihs für ein neues
Marktordn ungsgesetz enthalten als
wesentliche Funkte zwei Neuerungen:
einen jährlichen Ernährungswirtschafts­
bericht und dazu einen Ernährungs­
wirtschaftsplan (zusätzlich zum "grü-



AI<-Wahlen: I<ein Sieg der Linl<en

"Selbstmord", einen Kraftvergleich

speziell mit der KPÖ zu riskieren.

(Es wurde auf 1971 verwiesen, wo
die KPÖ in Wien 22.000 Stimmen,

während OL nur 1.890 Stimmen er­

hielt.). Gleichzeitig begann die
Diskussion zur politischen Profilie­

rung der Fraktion, die sich im

Wahlprogramm niederschlug und
natürlich auch zu Meinungsverschie-

I
denheiten führte. Schließlich führte

. die ungünstige Ausgangslage dazu,

Idaß der Wahlkampf nicht optimal

Igeführt wurde und eine Reihe Schwä­
I ehen zu Tage traten. Nicht zuletzt

begann die KPÖ eine Diffamierungs­

kampagne, deren Tiefpunkt der Ar­

tikel in der Volksstimme vom 24. 9.

1974 darstellte.

Von dieser Warte aus betrachtet, muß

das Wahlergebnis als Bestätigung un­

serer Haltung gewertet werden. Mehr

als 3.000 Arbeiter und Angestellte

haben in Wien unsere Vorstellungen
unterstützt. Damit wurde die Exis­

tenzberechtigung unserer Fraktion

eindeutig bewiesen. Es wird jetzt
darum gehen, die notwendigen Leh­

ren zu ziehen, um die GE zu einer

in der Arbeiterschaft verankerten

Gewerkschaftsfraktion zu machen,

die imstande ist, eine sozialistische

Alternative zu bieten. Ohne den
Stellenwert von Wahlen überzube­

werten, kann gesagt werden, daß

das Wahlergebnis dafür günstigere

Voraussetzungen geschaffen hat. Das

ist ein echter Erfolg.

Apropos Kodicek
und Co.

ZieL den Kommuni5ten Stimmen
wegzunehmen. Die Abfuhr. die sie
damals von den Wählern erhieit.
nahm ihr offensichtlich die Courage.
bei den Wahlen 1971 noc', einmal
anzutreten. Oder war der Spaß Herrn
Kreiskv inzwischen schon zu teuer
geworden?..Mit Schwierigkeiten" habe die

,.Arbeitsgemeinschaft für Gewerk- Bei den Eisenbahnerwa~len im
schaftliehe Einheit zu kämpfen", Vorjahr versuchten sie es a:lerdings
meldete das Unternehmerorgan nochmals. Wieder errangen sie keine
"Presse" im Frühling, "deren Man-I Vertretung, aber [hre Kandidatur
datare vor fünf Jahren noch auf der hatte in Wien die wirk1:ch fort­
kommunistischen Liste gewählt wor- schrittlichen Eisenbahner genau um
den waren .. ," Grund: .,Man habel jene Stimmen gebracht. die zu­
kein Geld" für die AK-Wahlen. Aber sätzliche Mandate bedeute hätten.
auch .,keine bekannten Betriebsräte". Genau das ;;,oU jetz.t auer be: den

Geld dürfte inzv:ischen reichlich AK-Wahlen wieder cinl!efä~c:~, WE'f­

eingetroffen sein. Kodicek und Co. den.
kandidieren - wenn auch nur in Politisch haben sie vöWg Schiff­
Wien und beim Wahlkörper Ange- bruch erldtten. Jeno Leute eHe sich
stellte in eier Steiermark. Und die von un!' trenr.ten. weil e;: i!'•...Df'l'\

SPO-::vIehrh ... it in ÖGB und AK griff nicht gelunger, wa:-. die KPÖ n
der Liste auch in anderer Hinsicht einem Anhängsel der SP-Po:::;k 7.U

unter die Ar'ne. Durch widerrecht·· machen. können heute ~atür:;ch

liehe Manipulationen schanzte man nicht mehr offen die Trommel für
Kodieek. der ,~ich im Zuge der CSSR- KreL~ky und Co, rühren. Also tre~­

Ereignisse d,:s Jahres 1968 von der l ben sie sich in hQlder Eintracht mit
Pal'tei absplitterte. aber noch ;mrr.('rl,Trotzkisten und Maoisten. dl;' :hnen
a.ls Sekretär im ÖGB herumsitzt. bei der AK-Wahl d:e P!akal;era:oei~

obwohl er niemanden anderen ver-I abnahmen, Denn wo es gegen Kom­
tritt als ein halbes Dutzend Figu- munisten und wirkliche Gegner des
ren seiner Güteklasse in Wien, die I' Sozialpartnerschaftssystems geht. da
Listennummer 4 zu. Wohl in der helfen sie einander allemal.
Hoffnun.g. daß Kodicek bei den kom-l Deshalb: Bei den kommenden AK­
menden Arbeiterkammerwahlen we- Wahlen keine Stimme in Wien für
nigstens irrtiimlich tn paar Stim- die sogenanntE' Ar~eitsgemeinschaft

men bekommen mö~e. Gewerkschaftliche Einheit, für die
SpaJtergruppe Kodicek! Alle Stim-

Die Funkt;on dieser Gruppe ist men für elle Kommunisten. Linh­
inzwischen bekannt. Bei den Natio- 80zialiS\ten urx: Parteilosen, für den
nalr.atswahlen 1970 kandidierte sie Gewerksr.haftl ehen Linksblock!
als Liste ..O~fensiv lillks" mit dem jsD -

Wir müssen diese Wahl auch noch

von einer anderen Seite betrachten.

Ers tmals seit dem Bruch mit der

KPÖ stellte sich unsere Fraktion zu

Wahlen in Wien. Dies war verbuE­

den mit vielen Diskussionen, bei

denen nicht wenige meinten, es sei

Selbstverständlich ist es einen Tag

nach der Wahl nicht möglich, eine

genauere Analyse zu geben (Diese

wird zweifellos notwendig sein), aber

einige Aussagen können wir jetzt

schon zu Diskussion stellen.

Die AK-Wahlen haben für die Linke

(GL und GE) einen wenig erfreuli­

chen Ausgang genommen. Daß die

Argumentation des KB "Keine Stimme

den bürgerlichen Listen" und damit

die Gleichsetzung aller Fraktionen

äußerst unmarxistisch ist, darauf
braucht wohl nicht näher eingegan-

I gen werden. Wahlsieger ist der ÖAAB,
der die zu erwartenden Verluste der
SPÖ aufgesaugt hat. Diese Entwick­

lung nach Rechts zeigt, wie verderb­

lich die Politik der "Öffnung zur Mit­

te" seitens der SP-Spitze ist. Einmal

mehr bewiesen, daß der Verzicht auf

eine klassen bew ußte Politik den Ein­

bruch der bürgerlichen Parteien in

die Arbeiterschaft direkt fördert. Als

positiv muß jedoch die schwere Nie­

derlage der FPÖ bewertet werden.

Aufgepäppelt von Massenmedien und

SP-Spitze ist ihr dennoch kein Ein­

bruch in die Reihen der österreichi ­

sehen Arbeiterschaft gelungen. Im

großen und ganzen hat sich jedoch

die politische Landschaft nicht wesent

lieh geändert. Der Bewußtseinsstand

der Arbeiter und Angestellten wurde

deutlich sichtbar. Nach wie vor er­

scheint dem überwiegenden Teil der

österreichischen Arbeiter und Ange­

stellten die Sozialpartnerschaft und

die daraus resultierende Politi kaIs

einzig möglicher Weg. Trotz unge­

heuren materiellen Einsatzes ist es der

KPÖ nicht gelungen, an Glaubwürdig­

keit zu gewinnen. Die Kleinheit un­

serer Aktivisten und unsere ungüns­

tige Ausgangsposition ließ ja von

Haus aus keine größeren Erfolge zu

erwarten.
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Arbeitskämpfe •In Österreich

Lohnrunde:

darf's ein bisserl
weniger sein?

Ende September \\'urden die Kollek­
tin-ertragsverhandlungen für Metall­
arbeiter und Industrieangestellte
freigegeben. Gemessen an der
Teuerungsrate und dem Wirtschafts­
\\'achstum klingen die Forderungen
der ÖGB-Führung zahm: 160/0 bei
den 1\1etallarbeitern und 170/0 bei
den Industrieangestellten.

Führt man sich die Kompromißbe­
reitschaft der Gewerkschaftsspitze
bei Lohnverhandlungen vor Augen.
so ist mit einem Abschluß von
höchstens 13 % zu rechnen. Zurück­
zuführen sind diese enttäuschenden
Forderungen ohne Zweifel auf das
völlige Fehlen jeder Demokratie im
ÖGB. Gäbe es Urabstimmungen vor
und nach Kollektivvertragsverhand­
lungen zur Festlegung der Forder­
ungen und Abschlüsse, die Ergebnis­
se sähen sicher anders aus. Ansatz­
",eise haben dies die Verhandlungen
bei den Versicherungsangestellten

(Abschluß: 18,60/0) gezeigt.

Die Ergebnisse des Drucks von un­
ten' der sichtbar stärker wird. sind
auch bei den Industrieangestellten

DEMOI<AATiE~
WAS Isr tJENN
PhS scHoN ttlEDeR.z.

•
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I bemerkbar. Erstmals wurden im
Sektionsvorstand auf Grund nicht
überhörbarer Proteste aus den Be­
trieben Forderungen nach 1000

Schilling Lohnerhöhung für alle
plus prozentuelle Lohnerhöhung ge­
stellt. Erstmals waren die Gewerk­
schaftsfunktionäre gezwungen. schon
vor Beginn der Verhandlungen die
genauen Forderungen bekanntzugeben.
Sie lauten:

I

I 0 170/0 Gehalt:.;erhöhung. jedoch

I
mindestens 900 Schilling.

o Anhebung der Mindestgehälter
um 22 - 280/0 auf 4500 Sch.

o 1000/0 Überstundenzuschlag ab
19 Uhr und am Samstag (bisher
500/0) und 2000/0 am Sonntag
(bisher 1000/0).

o Anrechnung der Vordienstzeiten
bei der Urlaubsbemessung

Bei den Metallarbeitern sind die
wichtigsten Forderungspunkte :
o 160/0 Lohnerhöhung. jedoch min­

destens 750 Schilling.
o Anhebung der Mindestgehälter

um 190/0.

Die großen Unterschiede in den
Forderungen der Arbeiter - und Ange­
stelltengewerkschaft lassen sich durch
nichts rechtfertigen. In den Betrie­
ben sind die Forderungen sowohl der
Arbeiter als auch der Angestellten
weit höher als in den Programmen
der Verhandlungsgremien. die los­
gelöst und fast ohne Kontakt zu
genau den Leuten, "für" die sie ver­
handeln. einen Komprorniß nach
dem anderen eingehen werden. Ein
Grund für die unterschiedliche Höhe
der Forderungen könnte sein. daß
die "Argumente" von Benya und
Sekanina (beide sind Funktionäre
der Metallarbeitergewerkschaft) man
müsse bei der Bemessung der Forde­
rungen das neue Lohnfortzahlungsge­
setz. die Steuerreform und die Ar­
beitszeitv erkürz ung berücksichtigen.
bei den "Vertretern" der Metallar­
beiter auf mehr Verständnis gestoßen
sind als bei den Industrieangestellten.

Es wird sich zeigen. wie lange die
ÖGB-Führung noch in der Lage sein
wird, den Arbeitern und Angestellten
ihre Vorstellungen aufzupressen.

MIT EINEM
FINGER KANN MAN'
DRAUFZ.EIGEN--

'\ ..
MITFUNF
%IIPACKEN!

200 auf der Straße
Die Schließung der Wurstfabrik
Hof f man n in Hagenbrunn ist das
letzte Ergebnis "unternehmerischer
Privatinitiative" am Stadtrand Wiens
Die 200 Beschäftigten der Firma
flogen auf die Straße und warten I
zum Teil heute noch auf ihre Löhne
und Gehälter.

Riha-Steyr
Die Firma Riha. zu jeweils 370/0 im
Besitz der VMW Ranshofen und den
Tirolia-Werken. plante. wegen Ab­
satzschwierigkeiten rund die Hälfte
der 350 Beschäftigten zu entlassen.
Anfangs reagierten weder ÖIAG noch
ÖGB auf diese Gefährdung von Ar­
beitsplätzen. Erst allmählich schal­
tete sich die Gewerkschaft und Ar­
beiterkammer ein. Es wurde Ein­
spruch beim Einigungsamt gegen die
bereits erfolgten Kündigungen erho­
ben. Doch erst nach einem Monat
Tauziehen stand es endgültig fest:
Riha wird weitergeführt. die VMW
und die mit dem westdeutschen
Flick-Konzern verflochtenen Tirolia­
Werke führen den Betrieb weiter.
Die Familie Riha (bisheriger Besitz:
250/0) ist aus der Gesellscha ft ausge­
schieden.



DROHE: Fortsetzung und Ende
Nach elmgen Monaten Vorarbeit
schlug Ende August für die frisch
aus dem Urlaub abgebrannten Kol­
legen die Stunde. Nahmen sie die
ersten Kündigungen, die bloß eine
Minderheit betrafenJnoch mit ge­
spielter Leichtigkeit zur Kenntnis,
wurden sie keine 24 Stunden später
mit einer sogenannten Rettungs­

aktion von Arbeitsplätzen konfron­
tiert, die derart einmalig ist, daß
man Mühe hat) sie ernst zu nehmen.

Die Aktion unentgeltliche Samstag­
arbeit wurde gestartet. Gemeinsam
mit dem Angestelltenbetriebsratsob­
mann sollten 4 oder 5 Samstage hin­
durch Angestellte des Werkes im Ak­
kord Armaturen montieren und dafür
keinen Groschen abgegolten bekom­
men und natürlich auch ohne An­
spruch auf Freizeitausgleich. Nach
hitzigen Diskussionen einer Minder­
heit, die mit allen möglichen Ar­
gumenten gegen die nicht nur sinn­
lose, sondern auch gefährliche Ak­
tion eintrat (wurde doch damit der
Firmenleitung recht gegeben, die
Löhne der Montagearbeiterinnen zu
kürzen, worauf die nicht nur ein
wesentlich geringeres Urlaubsgeld be­
kamen, als sie einplanten, sondern
auch die Lust verloren, auf Anforde-

ung der Firma bei Mehrarbeit Über­
stunden zu leisten). Darüber hinaus,

so wurde damals schon argumentiert,
besitzt die Firma ein Teilungsmoment
in der Angestelltenschaft. Der Chef
wußte nun, wer der Firma total er­
geben war und wer nicht. Alle diese
Auseinandersetzungen fruchteten
nichts. Die Samstagsaktion ging an­
standslos über die Bühne, unter Mit­
wirkung nahezu aller Betriebsräte.

14 Tage später entließ man höheren
Ortes einflußreiche Manager. Die
Neuen räumten nun mit dem Unfug
ihrerseits auf. Es begann sich das
Kiindigungskarussel erneut zu drehen.
In verschiedenen Etappen wurden 3/4
der Belegschaft gekündigt. Natürlich
wurde auch das Produktionsprogramm
zusammengestrichen und es erscheint
mehr als fraglich, ob die Produk­
tionsstätten, die damit in dem Um­
fang für das Unternehmen sinnlos
sind, erhalten bleiben, mit einem
Wort - es ist fraglich ob das Unter­

nehmen gehalten werden kann.

Von einem sozialen Aspekt kann man

im Zusammenhang mit den Kiindi­
gungen nicht sprechen. Viele der
älteren Belegschaftsmitglieder haben
den Schock bis heute nicht verdaut
und demnach natürlich noch keine

l
I
i
!

vergleic~hare Arbeitsstätte gefUnden.j'
ReslgnatlOn und Hoffnungslosigkeit ,
macht sich bei ihnen breit. Die .
jungen Kollegen besitzen zum Teil
bereits bessere Verträge. zum Teil
müssen sie beachtliche finanzielle
Einbußen in Kauf nehmen. Die
Kriterien, nach denen bis jetzt ge­
kündigt wurde) richten sich nicht
nur nach sachlichen, sondern auch
nach loyalen Gesichtspunkten. So
teilt man vielen Samstagsenthusi­
asten andere Plätze zu, um ältere
unliebsame Kum pel kündigen zu
können. Der Betr iebsrat, insbeson­
dere der der Arbeiter) unternimmt
Anstrengungen, die gekündigten Ar­
beiter an andere Gesellschaften so
giinstig es geht weiterzuverschachern.
Soweit das bis jetzt ersichtlich ist,
müssen sie zum Teil erhebliche
finanzielle Abstriche in Ka uf neh­
men' insbesondere deshalb, weil in
der Fertigung so viele Spezialisten
arbeiten, für die keine gleichwer­
tige Arbeit im gewünschten Umfang
gefunden werden kann.

Faz it der Erfahrungen:

ITT wurde von einem Floh gezwickt.
Die Arbeiter marschierten daraufhin
schön geordnet in Zweierreihen aus
dem Fabrikstor. Die Angestellten,

BOOKPOWER
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rda sie eine längere Kundigu~~~f~is;'-'- T~d schließt hinter ihnen das Tor ab.

I
haben, schließen sich dem Zug I FUr die, die noch bleiben dUrfen,
freundlich lächelnd und etwas ange- ; genUgt das Seitentilrl. Dieser Rest

, J

I heitert (in der KUndigungszeit wird I rUckt zusammen, arbeitet schneller,
viel gesoffen) an. Ein lustiger Por- spricht weniger und sauft Uberhaupt
tier erzählt noch einen guten Witz i nicht.

0:El"ICHlTEN FÜR DIE WERKTÄTI­
CE7\' 8EI CROHE

Wozu
Kommunalpolitik?

"offensiv links" hat es sich zur Auf­
gabe gestellt, ßerichte, Informatio­
nen, Stellungnahmen zu Problemen
zu bringen, welche die Arbeiter und
die Bevölkerung tagtäglich betreffen,
ohne dabei die sozialistische Perspek­
tive aus den Augen zu verlieren.

Wie löst die unternehmens-Io

ritze das Problem:

8

L,1hnkürzungen mit willkürlich
iestgelegten Stückzeiten in der
\lontage

Kündigungen von Arbeitern und
Angeste llten

unentgeltliche Samstagarbeit der
Angestell ten

Analytische Arbeitsplatzbewer­
tung

Lrberstundenabrechnung auf Zeit­
ausgleich sbasis

l\'lit diesen Methoden versucht eine
nebulose Firmenleitung, die von

ns keiner kennt, das)was im kapi­
talistischen Wirtschaftssystem keiner

ann: einer Krise Herr zu werden.

,lachdem \'ieie Jahre hindurch im
Grohe - Konzern und bei Konkurrenz­

nternehmen viel investiert und
ationalisiert wurde und es anderer­
eits seit ca einem Jahr in weiten

Teilen Westeuropas eine Flaute am
\vohnhau gibt, weil sich immer
\'eniger Arbeiter die Mieten für
eue Wohnungen leisten können,

ist es nic ht möglich, den geplanten
rmaturenabsatz sicherzustellen.

Siehe oben: auf dem Rücken der
Arheiter und Angestellten.

yaren uns die Arbeitsplätze sicher,
',enn sich die Werktätigen das ge­
fallen lassen oder bei einzelnen
Sonderaktionen wie der Samstagar­
beit noch mitmachen?

Kann durch ,,-eitere Rationalisierung
Arheitshetze und unentgeltliche

Arbeit die Krise
reinigt werden?

Es besteht der Verdacht, daß jetzt
noch möglichst viel aus den Arbei
tern herausgeschlagen werden soll)
ehe der Betrieb dicht macht. Den
was kümmert den in Deutschland
ansässigen Grohekonzern ob unsere
Arbeitsplätze gesichert sind? Oder
wieweit sorgt sich die ITT um uns
Ihnen genügt es, wenn wir uns u
sie sorgen. Sie wünschen sich nich
mehr als daß wir zu allen ihren

I
Rationalisierungsmaßnahmen Ja un
Amen sagen. Was können sie sich
schöneres vorstellen, als für ge-
leistete Arbeit nichts bezahlen zu
müssen?

Wir haben die Wahl, uns von
Brüsseler Zentrale diktieren zu las­
sen) um dennoch letzlich zu verlie
ren oder uns weniger als "Mitarbel
ter:; sondern uns mehr als Arbeiter)
die um ihre Rechte kämpfen müsse
zu betrachten. Denn wenn wir uns
um uns nicht selbst kümmern, küm
mert sich niemand um uns, und a
wenigsten die Firma.

Wir fordern daher die Einberufung
einer BetriebsversammlungJ in der

unsere Firmenleitung über die
tatsächliche Wirtschaftslage Aus
kunft gibt

o der Betriebsrat zu den angeftihr
ten Problemen der Kollegen
Stellung nimmt

und unter Zuziehung von

o Gewerkschafts- und Arbeiterkam
merfunktionären) um ein Ver­
schaukeln unserer Interessen durc
irreführende Berichte zu verhin­

dern.

Komm unale Angelegenheiten gehö­
ren zu jenen, welche die Bevölke­
rung gewöhnlich unmittelbar treffen.
Das wäre bereits Grund genug, sich
damit zu beschäftigen.

Daneben aber stellt Kommunalpolitik

allgemein einen Bereich dar. dem im
Gesamtzusammenhang immer stärke­
re Bedeutung zukommt. Der gestiege-

ne und weiter steigende Anteil der

Gemeinden am Gesamtsteueraufkom ­
men stellt dafür nur ein Indiz dar.
Es ist die natürliche Folge des Trends,
den Gemeinden immer mehr Aufga­
ben zu übertragen. Zu den traditio­
nellen kommunalen Dienstleistungen
kommen immer mehr direkt wirt­
schaftliche, sowohl Produktions- wie
auch Versorgungsfunktionen. Die Ge­
setzgebung neigt dazu, den Gemein­
den i n n e r haI bei n e s vor g e g e ­
benen Rahmens die Durchfüh­
rung wichtiger Aufgaben zu überlas­
sen; ein Beispiel ist der Wohnbaube­
reich, ein anderes die Stadtplanung.
Der heutige Kapitalismus ist gezwun­
gen, den Staat immer stärker mit
direkt ökonomischen Aufgaben zu
beauftragen. Dabei gerät er aber in
Widers pruch zu sich selbst, denn da­
mit würde Planung nötig. Der Staat
versucht diesen Widerspruch zu lösen,
indem er sich selbst marktähnlich
organisiert: Der Zentralstaat als Ge­
samtunternehmen beauftragt Gemein­
den (und Länder), auf gewissen be­
grenzten, für Privatunternehmen we­
nig einträglichen Wirtschaftsgebieten
wie Großunternehmen zu agieren.
Dabei können und sollen sie sich
durchaus konkurrenzieren. Gemeinden
sind also nicht nur tatsächlich Unter­
nehmer, sie sind dies auch rechtlich.
Dadurch kommen sie in direkten Ge­
gensatz zu den Betroffenen. Soziali­
stische Politik wird sich also auch um
kommunale Angelegenheiten verstärkt
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Richtungen einzubeziehen sind. Inter­
essierte mägen sich wenden an:
P. Fischer, 82 06 325 /abends) oder an
R. Wessely, 42 74 68.

Die Aktion gegen Abbruchspekulation
ist trotz des Sommerurlaubes nicht un­
tätig geY,;esen. Sie haben ihre bisheri­
gen Erfahrungen (vg1. "offensiv links"
Nr. 5) in einer Plattform zusammen­
gefaßt, in der sie ihre Forderungen
präzisierten und auch ausführten. ",;as

I sie unter Mieter kontrolle verstehen.
Darüber werden wir noch ausführlich
berichten. Mit dieser Plattform hoff­
ten die Mieter, die Minister Broda
und Moser (Justiz bzw. Bauten) von
ihren Forderungen zu überzeugen. Sie
sandten also eine Delegation zu ihnen.
Das Ergebnis war offensichtlich des­
illusionierend: Weitere Kam pfmaß­
nahmen sollen am 1. November,
19 Uhr, Gasthaus Bayrischer Hof
(1020, Taborstraße), beraten werden.
Interessierte sind eingela den/sie h zu
beteiligen.

+ + +

+ + +

+ + +

Wie man hört, wird die "Aktion Plan­
quadrat" in absehbarer Zeit ihr Ende
finden. Im Rathaus war sie immer
umstritten. Nun wird aber der zustän­
dige Berater des Bürgermeisters, Frei­
ler, dessen Privathobby sie war, mög­
licherweise seinen Hut nehmen müs­
sen. Allerdings wurde kürzlich noch
ein Planquadrat 16 genehmigt, in un­
mittelbarer Nähe der Jubiläumshäuser
im 16. Bezirk. Inzwischen wurden alle
bis auf das Planquadrat 4 abgeblasen,
einschließlich Spittelberg. Das Plan­
quadrat 4 wird durchgezogen, da sich
hier das Fernsehen schon eingemischt
hatte. Ein sanfter Tod einer gut ge­
meinten Initiative, die ein schlech-

tes Ende findet; nicht zuletzt deshalb,

weil die Be- und Anwohner ziemlich
unbeteiligt blieben und meist über
ihre Köpfe hinweg gehandelt wurde.

Das Heizkostenproblem wird wieder
virulent. In der Per -Albin-Hanson­
Siedlung Ost und im 21. Bezirk ver­
suchte der Kommunistische Bund
Wien eine Unterschriftenaktion gegen
eine Heizkostenerhöhung zu starten.
Wie sinnvoll dies ist, mag jeder be­
urteilen, der den "Eindruck" von eini­
gen Tausend Unterschriften auf die
Rathauspolitiker kennt. Die Genossen
und Kollegen aus diesen Gebieten
könnten sich dazu etwas Wirksameres
überlegen!

Thaliastral\e - Wattgasse - ottakrin­
gerstraße - ottakringer Brauerei.
Stadtrat Hofmann hat bereits die erste
Pressefahrt ange kündigt. Für die Be­
wohner dieses Gebietes bedeutet das
Absiedlung und alles was sich daran
hängt. Es dürfte also einige "Unruhe"

geben!

Im 15. Bezirk hat sich eine "Arbeits­
basis Fünfhaus " gebildet. Sie besteht
aus Architekten, Psychologen, Polito­
logen und Wirtscha ftern und will zum
einen konkrete Hilfestellung in All­
tagsproblemen bieten (Information,
Vermittlung etc.), zum anderen ver­
suchen, die Bevölkerung selbst in
diese Arbeit einzubeziehen. Fernziel
ist die Bildung einer Reihe solcher
Gruppen, in denen Vertreter aller

Kommunalpolitik

I

+ + +

Nachrichten
Mi.tte August fand im Rathaus ein I
Stadteplanerkongreß statt. Wie gewöhn­
lich ohne aufregende Ergebnisse. Es
wurde lediglich das allgemein aner-

kannt, was praktisch schon lange jeder
weiß: Die berüchtigte C ha r t a von
At he n mit ihrer Trennung der Stadt­
funktionen (Wohnen, Arbeiten, Ein­
kaufen ••• ) gehört zum alten Eisen
und war eigentlich immer ein Unsinn.
Diese Charta war das Ergebnis einer
Diskussion einer Gruppe moderner Ar­
chitekten auf einem Luxusdampfer im
Mittelmeer 1933. Kennzeichnender­
weise hatte diese Gruppe ("CIAM" ­
Internationaler Kongreß moderner Ar­
chitekten) zuerst die ziemlich ein-
fluß reichen Marxisten (Gruppe Ernst
May) hinauswerfen mUssen, bevor sie
zu ihrem wir klichkeitsfremden Vor­
schlag kamen. Oder war er für die
politischen Verhältnisse gar nic ht so
wirklichkeitsfremd? Jedenfalls arien­
tierte sich die bürgerliche Stadtpla­
nung mehr als drei Jahrzehnte nach
den Empfehlungen dieser Ästhetizi-
sten und Villenbauer• (Unter ihnen
befanden sich immerhin Le Carbusier,
Hugo Gropius und die de Stijl-Archi­
tekten. )

Das Assanierungsgesetz beginnt Wel­
len zu schlagen. Vor zwei Monaten
waren 20 mögliche Assanierungsge­
biete im Gespräch, heute sind es 38.
Wie reell das ist, sei dahingestellt.
Feststeht, daß es demnächst das erste
geben wird, im 17. Bezirk: das Gebiet

Das Anliegen dieser Spalte ist es, In­
teressierten und Betroffenen nützliche
Informationen zu vermitteln. Dazu
brauchen wir aber die Mitarbeit aller.
Wir bitten also Mitglieder, Sym pathi­
santen, Leser, uns ihre Informationen
zur Verfügung zu stellen, damit wir
sie weitergeben können.

kümmern müssen. Dies umso mehr
als ein Sozialismus, der sich an der
Selbstverwaltung orientiert und sich
so eindeutig von den Zerrbildern der
Oststaaten unterscheidet, vor allem
auch auf dieser Ebene ansetzen muß,
will er über den Zentralismus die
Demokrahe nicht vergessen.

9
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Totgeburt
Mitbestimmung

Das neue Schulunterrichtsgesetz

Natürlich darf man jetzt nicht in den
Fehler verfallen, zu sagen: "Alle
Reformen und EntWicklungen sind im
Dienste des Ka pitals, deshalb lehnen
wir sie ab. "Das wäre genauso falsch
wie das Hochjubeln solcher Reformen.
Die Widersprüchlichkeit des Kapita­
lismus bedingt, daß Maßnahmen, die
im Sinne der herrschenden Klasse
getroffen werden - wie z. B. die Ver­
besserung der Ausbildung der Arbeiter­
auch die Kampfbedingungen der Ar­
beiterklasse günstiger gestalten kön­
nen, wenn wir sie entsprechend aus­
nützen. Di ese Sc h ul re for m
trägt jedoch keine fort-
sc h r i t t li ehe n Z ü g e. Dennoch
soll dieser Artikel sich nicht darauf
beschränken, die Gesetze nach Strich
und Faden zu zerlegen, sondern stellt
einen Versuch dar, Perspektiven und
Ansatzpunkte für linke Aktivitäten an
den Schulen aufzuzeigen.

Wer sich vom neuen Schulunterrichts­
gesetz, der neuen "Schulverfassung",
grundlegende Demokratisierungs­
bestimmungen für die Schule erwar­
tet hat, ist enttäuscht worden.

i Überlegt man sich aber die Funktion
der Schule und die Ursachen für Schul-

I reformen einerseits, die Rolle der
Sozialdemokratie andrerseits, so
wird einem als Linkem klar, daß der
Fehler zum Teil bei einem selbst
liegt. Kann man sich von einer sozial­
demokratischen Regierung, die - wie
wir doch schon wissen - die Interessen
der fortgeschrittenen Teile des
Kapitals vertritt, erwarten, daß sie
Verbesserungen in Form von Gesetzen
auf dem Tablett serviert oder ist es
nicht vielmehr die Aufgabe der Linken,
Fortschritte zu erkämpfen?

Die Schule hat die Funktion, im Sinne
der herrschenden Klasse und ihrer wirt­
schaftlichen Erfordernisse die Schüler
zu qua li fizieren (Wissen und Fertig­
keiten der zukünftigen Arbeitskraft)
und die herrschende Ideologie in ihre
Köpfe zu bringen (wie die Schüler
sich zu verhalten haben, was sie zu
denken haben ..• ). Bei einer raschen
industriellen Entwicklung, wie wir
sie in den letzten hundert Jahren
erlebt haben, ändern sich auch die
Qualifikationsanforderungen sehr
schnell. Die Schule kann diese Ent­
wicklung meistens nicht so rasch nach­
vollziehen und hinkt ihr nach. So ist
es zu verstehen, daß das "humanisti - I

I
sche Bildungsideal" (Lernen von Latein'
und Griechisch) an unseren Schulen
noch zu einer Zeit Geltung hatte, als
die Unternehmer schon längst nach
Technikern riefen. In solchen Fällen
ist das Kapital gezwungen, Schul­
reformen zu veranlassen.
Das neue Schulunterrichtsgesetz stellt
"eine längst fällige Anpassung an die
gesellschaftliche Realität dar"
(Sinowatz im Vorwort).
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Verständlich, wenn man bedenkt, daß I DAS GEWISSE MM'S DER
die bisher geltenden Gesetze aus der SCHÜLERMITVERWALTUNG
Zeit zwischen 1854 und J937 stamm-

ten. Vor 120 Jahren bedurften die "Insgesamt wird der schulische Alltag
Kapitaleigner einer kleinen Gruppe durch die neuen Gesetzesbestimm un-
von humanistisch gebildeten FührungS-I gen nicht unwesentliche Veränderungen
kräften und einer großen Masse von erfahren, nicht zuletzt durch die Ver-
kaum qualifizierten Arbeitern. Die 1

1
ankerung eines gewissen Maßes der

technische EntWicklung und der stei- Schülermitverwaltung und der gesetz-
gende Bedarf an ausgebildeten Arbeits -I lich vorgesehenen Bildung eines
kräften zwingt den Staat, der die Inter] Schulgemeinschaftsausschusses. "
essen der Kapitalistenklasse vertritt, (Sinowatz im Vorwort zum SCHUG)

alle. Begabu~gsres.ervenauszuschöpfen. Die Schülermitverwaltung betrifft Schü­
In diesem LIcht smd alle Bestrebungen ler erst ab dem 9. Schuljahr - es sei
zur Einrichtung der Gesamtschule, zur denn, ein Direktor hält die Beteiligung
Förderung von Arbeiterkindern usw. der Schüler am Schulleben auch in den
zu sehen. Auch das System persönlicher unteren Schulstufen, "allenfalls in ein­

Autorit.ätsa~sübungist v~rbe~: Heute IzeInen Klassen im Hinblick a.uf di~
unterwuft Sich der Arbeiter Sach - Reife der Schüler und aus erzIehensehen
zwängen", er arbeitet in Teams, er Gründen"für zweckmäßig. I
kann und soll über Dinge, die seine Folgende Rechte werden den Schülern
Arbeit betreffen, mitreden - im zugedacht, wobei "die Festsetzung
Interesse des Unternehmers, versteht des Umfanges der Mitwirkungsrechte
sich. und der Mitbestimmungsrechte der

Schüler dem Schulgemeinschaftsaus­
schuß (der sich aus drei Lehrern, drei
Schülern und drei Eltern zusammen­
setzt) obliegt. "( ! ! !)

Mitwir kungsrechte:
Das Recht auf Anhörung
das Recht auf Information,
das Recht auf Abgabe von Vorschlägen

und Stellungnahmen,
das Recht auf Teilnahme an einzelnen
Punkten von Lehrer konferenzen, a usge­
nommen Beratungen über die Leistungs
beurteilungen,
das Recht auf Mitsprache bei der Ge­
staltung des Unterrichtes im Rahmen des
des Lehrplanes,
das Recht auf Beiteiligung an der Wahl
der Unterrichtsmittel :
Mit bestimmungsrechte;
Das Recht auf Mitentscheidung bei der
Erstellung der Hausordnung,
das Recht auf Mitentscheidung bei der
Anwendung von Erziehungsmitteln,
(Versetzung eines Schülers in eine
Parallelklasse)



das Recht au f Mitentscheidung bei der
Antragsstellung auf Ausschluß eines
SchUlers.

Die Interessensvertretung obliegt den
SchUlervertretern. Das sind die von den
Schülern einer Klasse gewählten Klas­
sensprecher (Stellvertreter), die ihrer­
seits in Schulen mit Fachabteilungen
(z. B. technisch-gewerbliche Lehran­
stalten) Abteilungssprecher, und diese
gemeinsam den Schulsprecher (Stell­
vertreter) wählen. Schülervertreter
können dann abgewählt werden, wenn
ein Drittel der jeweiligen Wahlberech­
tigten zu diesem Zweck eine Wahl
verlangt. Es gibt aber auch die Mög­
lichkeit, daß einem Schüler die
Wählbarkeit vom Schulgemeinschafts­
ausschuß aberkannt wird, nämlich
dann "wenn er wegen eines schwer­

wiegenden ordnungswidrigen Verhal­
tens oder wegen Gefährdung seines
erfolgreichen Abschlusses der be­
treffenden Schulstufe zu Erfüllung
der Aufgaben eines SchUlervertreters
ungeeignet erscheint. " Dazu:
Im BG XX wurden 3 Schüler mit dem
Hinauswurf bedroht, weil sie linke
Zeitungen verkauften - ist das
ordnungswidriges Verhalten ? Es ist
ganz klar, daß man mit dieser
Bestimmung politisch gefährliche
SchUler ausschalten will. Und: Für
wen ist neu, daß ein Lehrer einen
mißliebigen Schüler mit Leichtigkeit
durchfallen lassen kann ?

Natürlich ist es ein Fortschritt, wenn
von nun an auf allen Schulen
Schülervertreter gewählt werden
m ü ssen. Daß diese Wahlen unter
Aufsicht des Klassenvorstandes bzw.
Schulleiters stattfinden, verhindert
eine inhaltliche Diskussion darüber,
wer die Interessen der SchUler am
besten vertreten kann. So wird
formale Demokratie eingeübt. Der
Schüler wird auf das spätere Ritual
des Wählens - Meinung in Form von
Stimme - vorbereitet. Entgehen
könnten die Schüler dieser Gefahr
dadurch, daß sie sich außerhalb der
Schule treffen, um eine möglichst
günstige Vorgangsweise zu besprechen.

Die Rechte, die die Schüler von nun
an genießen, sollten sie natürlich
weitestgehend ausnutzen. Nur müs­
sen sie sich der Gefahren bewußt
sein, die beim "Demokratiespiei"
immer gegeben sind. Erstens macht
man es den Aufsichtsorganen, wenn
man Unmut oder Beschwerden äußert,

leichter, Bewegungen unter Kontrolle
zu bringen. Zweitens gibt einem die
Möglichkeit, seine Meinung zu
äußern, häufig ein Gefühl der Befrie­
digung, auch dann, wenn man in
Wirklichkeit gar nichs geändert hat.
Die Chancen der Schülervertreter
liegen am ehesten in der Möglich­
keit, die Mitschüler (ev. mittels
Zeitungen, Flugblätter) zu informie­
ren, gemeinsame Forderungen zu
artikulieren, solidarisches Vorgehen
der Schüler zu initiieren u. ä. Eine
Aufgabe der Schülervertretung wäre
es sicher, den Kampf darum zu führen
ren, daß auch die SchUler der
5. -8. Schulstufe Schülervertreter
wählen können.

SCHULGEMEINSCHAFTS AUSSC HUSS

Im ersten Entwurf des Unterrichtsge­
setzes setzte sich dieses Organ "Zur
Förderung und Festigung der Schul­
gemeinschaft" zu gleichen Teilen
aus Lehrern und Schülern zusammen.
Die jetzt beschlossene Drittelparität
aus je drei Vertretern der Lehrer, der
Schüler und der ErZiehungsberechtig­
ten und dem nicht stimmberechtigten
Direktor, läßt natürlich ein Unterge­
hen der Schülerfraktion befürchten.
Dieser Ausschuß soll, ebenso wie die
Schülervertretungen, in polytechni­
schen Lehrgängen, Berufschulen und
in den mittleren und höheren Schulen,
in den ersten drei Monaten nach Schul­
beginn gebildet werden.

Dem Schulgemeinschaftsausschuß ob­
liegen
a) die Beratung insbesondere über

aal wichtige Fragen des Unterrich­

tes'
bb) wichtige Fragen der Erziehung,
cc) Fragen der Planung von Schul­

veranstaltungen (insbesondere
von Wandertagen, Schulland­
wochen und Schulschikursen),

dd) die Durchführung von Eltern­
sprechtagen,

ee) die Durchführung von Samm­
lungen,

ff) die Durchführung von Veran­
staltungen der Schulbahnbera­
tung,

gg) Baurnaßnahmen im Bereich der
Schule,

hh) Fragen der Schulgesundheits­
pflege,

ii) Vorhaben, die der Mitgestal­
tung des Schullebens dienen
(§ 58 Abs. 3);

b) die Festsetzung des Umfanges d~
Mitwirkungs- und MitbestimmUngs-I
rechte der Schüler (§ 58 Abs. 2) .
und die Festsetzung des Wirkungs- :
bereiches der Schülervertreter (§

59 Abs. 5);
c) die Aberkennung der Wählbarkeit

eines Schülers zum Schülervertreter
(§ 59 Abs. 6);

Kann man noch am ehesten rechnen,
daß die entsandten Schülervertreter
(Schulsprecher und zwei andere von
der Versammlung der Schülervertreter
gewählte) fortschrittliche Standpunk­
te vertreten, so ist zu überlegen, wie
die Chancen beiden anderen Aus­
schußmitgliedern stehen.

Die Lehrervertreter werden von der
Schulkonferenz gewählt. Es ist denk­
bar, daß sich die Lehrer in manchen
Schulen gar nicht so um dieses Amt
reißen und ein Linker, der sich noch
nicht zu sehr deklariert hat, diese
Funktion übernimmt. Allerdings:
erstens gibt es nicht allzuviele Linke,
speziell unter den Lehrern der höhe­
ren Schulen, und jungen Lehrern, die
sich noch nicht "bewährt" haben,
wird man das Vertrauen nicht schen­
ken. Und sollte sich hera usstellen,
daß ein Vertreter sich bei Abstim­
mungen nicht standesbewußt verhält,
so sind die Chancen für eine Wieder­
wahl gering. Von dieser Seite her ist
also nicht sehr viel zu erwarten.

Nach dem neuen Schulunterrichtsge­
setz ist die Errichtung und Tätigke it
von Elternvereinen vom Schulleiter
zu fördern. Ihre Organe können dem
Direktor "Vorschläge, Wünsche und
Beschwerden" mitteilen, die dieser
dann zu prüfen hat. Zu diesen unge­
heuren Rechten kommt noch die l\!ög­
lichkeit der Wahl der Elternvertreter
für den Schulgemeinschaftsausschut3
hinzu. (Besteht in einer Schule kein
Elternverein, so wählen die Eltern
aus ihrem Kreis die drei Vertreter. )
Da im allgemeinen die "linken" El­
tern auch zu denen gehören, die
mehr Aktivität an den Tag legen und
ihre Meinungen vertreten können,
kann man schon damit rechnen, dal3
diese häufiger gewählt werden und
natürlich dann den "richtigen Klas­
senstandpunkt" vertreten - dies ist
weniger eine Einschätzung der Situa­
tion, als eine Aufforderung an alle
"Elterngenossen ", den Schulkampf
zu beginnen.
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Internationales Diskussionsforum Korcula
Die Zeitschrift »Praxis« und die Sommerschule Korcula

Die Sommerschule Korcula wurde
vor 11 Jahren auf Initiative jugosla­
wischer Philosophie- und Soziologie­
professoren gegründet, die gleichzei­
tig Redakteure der philosophischen

i Zeitschrift "Praxis" sind. Es ist also
eine Verbindung gegeben, und so­
wohl die Sommerschule als auch die
"Praxis" haben das Ziel, den Marxis­
mus weiterzuentwickeln und neue Er­
kenntnisse, die durch keinerleit staat­
liche oder parteioffizielle Ideologie
eingeengt sind, in möglichst breite
Kreise zu tragen. Die Gedanken die­
ser Philosophen und Soziologen, von
denen die meisten an den Universitä­
ten Zagreb oder Belgrad lehren, sind
so gut fundiert, daß sie sowohl in der
nichtdogmatischen Linken als auch
bei führenden Köpfen der ganzen
Welt und sogar in der bürgerlich­
liberalen Presse Widerhall finden.

Abgelehnt werden sie hauptsächlich
in den Staaten des Warschauer Paktes.
Jugoslawien ist an guten Wirtschafts­
beziehungen zum Westen und an einer
liberalen Fassade interessiert, und
das ist wohl einer der Gründe, warum
man in Jugoslawien zumindest in
einem engen, von den Massen ziem­
lich abgekapselten Rahmen derart
undogmatische Diskussionen führen
kann, während das in anderen nach­
revolutionären Ländern nicht einmal
in diesem Rahmen möglich ist - in
den ka pitalistischen Ländern kommt
aus den umgekehrten Gründen auch
kaum eine derartige Vielseitigkeit
zustande. Allerdings hatten die
"Praxis" -Theoretiker in den letzten
Monaten größere Schwierigkeiten,
vor allem wegen der Kritik an der
jetzigen Form der Arbeiterselbstver­
waltung, die in Wirklichkeit die
Technokraten begünstigt.

Die "Prax is" -Redakteure vertreten
durchaus nicht in allen Fragen eine
einheitliche Auffassung, sie meinen
aber, daß unterschiedliche Ansich ­
ten in bestimmten theoretischen
Fragen keine Gefährdung des Sozia­
lismus darstellen, wenn die Entschlos­
senheit, einen menschlichen Sozia­
lismus zu errichten, allen gemein­

sam ist. Gefährlich kann das nur für
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Leute werden, die den Sozialismus
einengen wollen.

Das Leitthema lautete "Die Kunst
und die zeitgenössische Welt". Die
Referate waren teilweise zu abstrakt,
man fragte sich, welche Konsequen­
zen man nun aus dem Gehörten zie­
hen sollte.

Einige Diskussionsbeiträge seien ande­
rerseüs besonders hervorgehoben. Ein
jugoslawischer Student antwortete auf
das Klagelied eines Vortragenden,
daß die Kunst im Sterben liege:

I "Nicht die Kunst stirbt, sondern unser
bisherige Begriff von ihr. Eine neue
Kunst wird ebenso wie eine neue Ge­
sellschaft entstehen. Wie sie aussehen
werden, wissen wir noch nicht. "

Der deutsche Journalist und Gewerk­
schafter Heinz Brandt sprach vom
spontanen Tanz der Frauen gegen die
Fließbandarbeit in einem west­
deutschen Betrieb anläßlich eines
Streiks. Auch andere Redner wiesen
auf spontane Massenkunst hin, die
mit Protest gegen Zwang und kapita­
listische Entfremdung verbunden ist.

Eindrucksvoll war das Bekenntnis von
Professor MatvejeviC, Universität
Zagreb, zu einem offenen, gewon­
nene Erkenntnisse verarbeitenden,
gleichzeitig neuen Erkenntnissen ge­
öffneten, nach neuen Erkenntnissen
strebenden Sozialismus, der sich
nicht bürokratisch abkapselt, nicht
erstarrt und vor allem ein mensch­
liches Antlitz trägt.

Leider glitt die Debatte zu oft auf
Teilprobleme ab, und die in ver­
schiedenster Form gestellte Frage:
"Wie kann man der Kunst mobilisie­
renden und revolutionierenden Cha­
rakter verleihen, ohne daß sie da­
durch an Niveau verliert?" wurde
ständig verdrängt. Von einigen Red­
nern wurde sie kurzerhand damit ab­
getan, daß Kunst, die darauf abziele,
die Massen zu erreichen, auf jeden
Fall vulgarisiert sei. Daß an einer
derart wesentlichen Frage so sehr vor­
beigeredet wurde, fand denn auch
entschiedene Kr itik. In dieser wurde
darauf hingewiesen, daß freier Mei-

nungsaustausch schließlich nicht be­
deutet, die Fragen zu zerreden, son­
dern im Gegenteil etwas Gemeinsames
zu konstruieren, einen gemeinsamen
Weg zu finden. Es wurde zu überlegen
gegeben, daß Kunsttheorie ebenso wie
Philosophie sich selbst negieren, wenn
sie nicht versuchen, die Einheit mit

der Tat herzustellen.

Hier trat doch wieder das Groß­
artige der Sommerschule Korcula

zutage: die Kritik, daß man Leuten,
die eigentlich nichts zu sagen hat­
ten, nicht so viel Redefreiheit 3 uf

Kosten der anderen hätte zugeste ­
hen sollen, wurde von den Veran­
staltern positiv aufgenommen. Die
Anregung, die Sommerschule in
Zukunft auf breiterer Basis vorzu­
bereiten, das Thema rechtzeitig
bekanntzugeben und damit einen
konstruktiveren Gedankenaustaus ch
zu ermöglichen, fand Zustimmung.

Bei allen Schwächen, die sie hatte:
die Sommerschule Korcula war ein
internationales Ereignis. Wir hoffen,
daß sie nächstes Jahr weniger durch
äußere Schwierigkeiten gehemmt
sein wird und daß wir wieder an
ihr teilnehmen können.
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Äthiopien

Der Löwe von Juda im Käfig
Der spektakuläre Schlag ist erfolgt:
Der Negus Negesti Haile Selassie ist
abgesetzt. Jahrzehntelang hatte er als
absoluter und unbeschränkter Souverän
über ein Volk von Analphabeten ge­
herrscht. Man sagt, daß zu gewissen
Zeiten kein Schreibtisch in der Ver­
waltung ohne seine Genehmigung an­
geschafft werden durfte. Nun vollzog
sich sein Abschied vom kaiserlichen
Palast unter dem Ruf von Passanten
"leva! leva! (Dieb)".

Bevor die ersten Militäreinheiten an
der somalischen Grenze im vergan­
genen Winter zu meutern begannen,
schien dieses Land ein Muster an Sta­
bilität. Wie brüchig diese Stabilität
war, hatte sich jedoch schon gezeigt,
als 1960 zum ersten Mal geputscht
wurde, der Putsch aber schnell zu­
sammenbrach. Bereits damals aber
war die Parole: "Fortschritt und Ent­
wicklung". Und die hat dieser Staat
dringendst vonnöten. Die Gesell­
schaftsstruktur war feudalistisch.
Durch eine "Verwaltungsreform " hat­
ten die Fürsten zwar den Namen von
Gouverneuren erhalten, und ihre Ge­
biete wurden Provinzen genannt. Am
tatsächlichen Zustand hatte sich je­
doch kaum etwas geändert. Die Bau­
ern standen in einer sklavenähnlichen
Leibeigenschaft, auch wenn die Skla­
verei offiziell 1924 aufgehoben wor­
den war. Und alle sogenannten Re­
formen zielten darauf hin, den Ein­
fluß der umfangreichen kaiserlichen
Familie auf Kosten der anderen Feu­
dalherren zu stärken, aber auch, ein
Minimum an Effizienz für die Ver­
waltung und die embryonale indu­
strielle Erzeugung zu schaffen. Ge­
rade dieses zweite Ziel aber wurde
dem Regime und dem System zum
Verhängnis. Die wenigen Studenten
beispielsweise, die nach Europa als
Stipendiaten geschickt wurden, ka­
men zwar durchwegs aus wohlhaben­
den Familien, doch bekamen gerade
sie auch einen Blick für die unhalt ­
baren Zustände. Die Militärs, relativ
zahlreich aus innen - und außen poli ­

tischen Gründen, wurden unruhig.

Seit einem Jahr herrscht in den Land­
gebieten Äthiopiens eine Hungersnot,
welche die in den Sahel- Gebieten

noch übertrifft. Hilfe jedoch war

kaum möglich: zum einen, weil nur
eine einzige befahrbare Straße vor­
handen ist, also die Hilfsgüter nicht
einmal transportiert werden konnten,
zum anderen, weil über diese Hun­
gersnot nicht gesprochen werden durfte
In Addis Abeba wußten viele Leute
nicht einmal davon. Dazu kamen
Schwierigkeiten mit den Autonomi­
sten in Eritrea und ein gespanntes
Verhältnis zu Somalia, wo ein Mi li ­
tärregime an der Macht ist, das sich
auf den wissenschaftlichen Sozialis­
mus beruft (was allerdings nicht un­
bedingt etwas bedeuten muß). Daß
aber die Militärrevolte solange ge­
braucht hat, bis sie endlich die Ab­
setzung des Kaisers wagte, hat Grün­
de. Dessen Autorität war noch nicht
gebrochen - obwohl z. B. jeder weiß,
daß er an die 200 Milliarden Schil­
ling auf Schweizer Banken liegen hat,
gleichzeitig aber andere Länder um
Unterstützung zur Bekämpfung der
Hungersnot bat. Und das Heer war und
ist in sich gespalten und in verschie­
denen Gruppen organisiert: Die hohen
Offiziere vertreten andere Interessen
als die untergeordneten, und die Un­
teroffizierskomitees verfolgen wieder
eine andere Linie. Zudem fiel ihnen
damit auch die Einigung mit den an­
deren oppositionellen Kräften, wie
den Studenten und den - sehr zah­
men - Gewerkschaften schwer.

Welchen Schwierigkeiten die Gewerk­
schaften gegenüberstehen, hat der
mißlungene Generalstreik gezeigt.
Die Arbeiter sind schlecht organisiert
und einer kompakten Macht wie dem
Heer gegenüber nicht vergleichbar.
Gleichzeitig hat das Mißlingen des
Generalstreiks gezeigt, wie die
Machtverhältnisse liegen - nicht zu­
gunsten der progressiven Kräfte.

Nun hat eine provisorische Militär­
verwaltung die Machtausübung inne!
Der neue Kaiser, der gelähmte Sohn

des alten, soll nur mehr unbedeuten­
de Repräsentationsaufgaben erhalten.
Eine neue Verfassung wurde angekün-I
digt, gleichzeitig aber betont, daß
es dringlichere Aufgaben gäbe, als die
sofortige Einrichtung formaldemokra ­
tischer Institutionen. Das mag libera­
1e Europäer erschrecken, hat aber in
einem Land wie Äthiopien seine Be­
rechtigung. Landreform, Alphabeti­
sierung, Industrialisierung stehen an
erster Stelle.
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Die derzeitige Problematik Äthiopiens
ist die Problematik eines jeden Lan­

des, in welchem progressistische Mi­

litärs die Macht übernehmen. Sie

sind Vertreter des Kleinbürgertums in

einem neokolonialen Land. Und als

solche stehen sie vor der Wahl vor

der von jeher das Kleinbürgertum
grundsätzlich gestanden ist: Die revo­

lutionäre Umwandlung nach der Besei­

tigung des Feudalismus (oder des Ko­
lonialismus weiterzuführen, und da­

mit über sich hinauszugehen, oder
aber seine eigene Herrschaft aufzu­

bauen. Amilear Cabral, der legen-

däre Führer der "Afrikanischen Partei
der Unabhängigkeit von Guinea-Bissau"

(FAIGC) formulierte es so: "Die ein­

heimische Kleinbourgeoisie ist die

einzige soziale Schicht, die fähig ist,
ein reales Bewußtsein von der imperia­

listischen Herrschaft zu erlangen und

den von dieser Herrschaft geerbten
Staatsapparat zu leiten. Das Dilem-

ma (für sie) ist: Die Revolution zu

verraten oder als Klasse Selbstmord
zu begehen." Daß die zweite Mög­

lichkeit keine reine Illusion ist, hat

Kuba gezeigt, zeigen afrikanische

Beispiele.

Äthiopien allerdings steuert eher auf

die erste Möglichkeit zu: dem Aufbau

eines einheimischen Bürgertums im

Rahmen des Imperialismus. Ob die

fortschrittlichen und manchmal sogar
sozialistischen Kräfte dem widerste­

hen werden, ist aber zweifelhaft.

Kolumbien

Die Bauern
organisieren
sich
Vom 31. August bis 4. September

fand in Bogota der 3. nationale

Bauernkongreß statt. Veranstalter war
die ANUC (Nationale Bauernvereini­

gung). Eröffnet wurde der mit einer

Massendemonstration, an der sich

über 20.000 Bauern, Arbeiter und

Studenten beteiligten. Die Hauptlo­
sungen waren: "Nieder mit den Groß­

grundbesitzern!", "Der Boden denen,
die ihn bearbeiten!", "Hoch lebe die

Volksallianz der Bauern, Arbeiter und
Studenten!" .

Seit Beginn dieses Jahres fordern
immer wieder Zusammenstöße zwi­

sehen Bauern und der Polizei und der
Armee Todesopfer. Bauernführer wer­

den ermordet, einige Tausend Bauern
sind im Gefängnis. Kurz vor den Prä­

sidentschaftswahlen (21. April) fanden

massive Landbesetzungen statt. Und

dabei findet seit 13 Jahren angeblich
eine "Landreform" statt. Aber welche!

90"10 der kolumbianischen Landbe­

völkerung sind Analphabeten. Die

Unterernährung ist chronisch: Der
kolumbianische Landbewohner kon­

sumiert im Durchschnitt (!) lediglich
72"10 des Minimums an Protein für

den menschlichen Organismus.

60"10 der Betriebe besitzen nur 5"10 des

Bodens. Die Großgrundbesitzer haben

zwar die besten Böden, nützen aber
diese nur zur Hälfte. Trotzdem wur­

den seit 1961, seit das Agrarinstitut

besteht, nur 22.000 ha enteignet.

Kredite erhalten bloß die Großgrund ­

besitzer. Die Steuerhinterziehung

blüht wie eh und je. Das alles ist

weiter nicht erstaunlich: Der Agrar­

minister Rafael Pardo Buelva hat

riesige Ländereien in mehreren De­

partementes) war früher Präsident der

Vereinigung der BaumwollpfIanzer

und gehört dem rechten Flügel der

konservativen Partei des unter zwei-

I
felhaften Umständen gewählten Pr ä­

I sidenten Alfonso Lopez Mechelsen

Ian.

f Doch so ohne weiteres nehmen die

Bauern diese Situation nicht mehr

hin. Ihre Organisation, die ANUC,
wurde inzwischen zur schlagkräftig­

sten Volksbewegung in Kolumbien.

Erst 1968 vom damaligen Präsidenten

Lleras Restrepo gegründet. wuchs sie

schnell aus ihrem halbamtlichen

Charakter heralls. Auf ihrem 2. Kon­

greß spaltete sie sich in 2 Gruppen:
die "Linea Armenia", die den ur­

spünglidl staatlichen Charakter ver­

tritt. aber völlig unbedeutend ist:
und die "Linea Sincelejo ", die sich

zur Sprecherin der armen Bauern

machte. Diese letztere hat eine brei­

te Basis. Allerdings bahnte sich au f
dem jetzigen Kongreßin Bogota eine

weitere Spaltung an. Die "indigenas",

die bäuerlichen Ureinwohner Kolum-

biens hatten gehofft, in der ANUC ihre

Sprecherin zu finden. Sie wurden in

der Vergangenheit von der Regierung

ständig stärker aus ihren Gebieten

verdrängt. Nun mußten sie aber

feststellen, daß auch die ANUC der

I
Linea Sincelejo mit der Regierung

zusammenzuarbeiten beginnt. Die

IWahl der Junta nacional, der Führung,

, wurde manipuliert. Die Folge war

1

1eine Spaltung des Kongresses: auf der

einen Seite das "Applauskomitee",

auf der anderen die große überzahl

Ijener, die ihre Interessen hart ver-

I
treten sehen wollten. Die "indigenas"

zogen schließlich überhaupt aus und

Ihielten ihren eigenen parallelen Kon­

'I greß ab. Vermutlich wird sich eine
dritte Richtung - die "Linea Bogota"?

: - bilden.

Die Bedeutung dieser Geschehnisse

liegt in ihrer Zünderwirkung. Kolum­

bien ist zwar mit Chile nicht ver­

gleich bar. Trat zdem soll man daran

denken .. daß in Chile die ~Iobilisie­

rung durch die Landreform einen ent­

sc heidenden Anstoß erhielt, daß in

Peru dasselbe Thema erst eine Guer­

rilla und schließlich das jetzige

populistische Militärregime hervor­

brachte. Kolumbien wird binnen

kurzem ein beachtetes Land werden.

• I •• \

(e.Y.OlutlOnares
AFRIKA
Zeitschrift mit Berichten und Dokum8n­
ten über den Befreiungskempf der Völ­
ker in Azania (Südefrika) , Nemibia
(Südwestafrika) , Zimbabwe (Rhodesien)
und den portugiesischen Kolonien.

Herausgegeben vom Komitee Südliches
Afrike (KSA) - Wien.

Preis: 5S 5.- (DM 1.-,sfr 1._) + Porto
Abo (4 Hefte incl.Porto):25.- (DM 5.-)

Bestellungen
durch Überweisung (mit Angebe des
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Internationale Nachrichten

Großartig die politisch und moralisch
überlegene Reaktion der Frelimo, die
der Mehrheit der weißen Siedler die
Zusammenarbeit am Aufbau eines un­
abhängigen Mozambique anbietet !

Ein direktes Eingreifen Südafrikas, das
auf einen Vorwand lauert, wird da­
durch wesentlich erschwert.

kenkonsortium plus Geldern allS der
Staatskasse Portugals, Rhodesiens und
Südafrikas.

Die hinter dem 150 m hohen und
300 m breiten Damm gestauten Was­
ser des Sambesi sollten 1,5 bis 2 Milli­

0nen Hektar Land hewässern, mehr

I
als 60 %alles gegenwärtig kulti vier­
ten Bodens in Mozambique. Raum
und Nahrung für die schrittweise An-
siedlung von 1 Million Weißer ­
Grundlä_ge und Zement rassistischer

Herrschaft.

Es war nicht blinde Maschinenstürme­
rei, wenn die Frelimo damals erklär­
te: "Wenn wir den Staudamm nicht
zerstören, wird er uns für immer zer­
stören, und das weiße rassistische Af-

I
rika wird die Partie endgültig gewin­
nen. " Nun, inzwischen hat es auch

I "Die Presse" zur Kenntnis nehmen

I
müssen, der "Romantizismus" der
Frelimo war ein entscheidender Bei­

I trag zum Kollaps des Faschismus im
, Mutterland.

I "Von einem bankrotten Kolonialregi­
me ist nichts Gutes zu erwarten", sag-

Mozambique
Kein Vietnam

war eine Schlagzeile der Zeitung
"Die Presse" im Oktoher 1970. Das
geschichtsphilosophische Betrachtun­
gen liebende Großbürgerblatt meinte
es natürlich anders herum, als es
jetzt, kurz nach der Niederschlagung
der Rebellion der weißen Siedler ge­
gen das Abkommen von Lusaka, schei­
nen mag. Im Untertitel des Artikels
hieß es damals nämlich: "Frelimo im
wütend -romantischen Kampf gegen
die portugiesische Herrschaft. "

Zur selben Zeit, fast auf den Tag
genau, lobte die "Neue Zürcher Zei­

tung", eines der großen Blätter der
westlichen Welt, den "konstruktiven
Kolonialismus" Portugals. Aus "armen
Schwarzen sollten zufriedene Portu­
giesen werden". Wer sich 1970 bei
amtlichen Stellen in Lourenco Mar­
ques nach der Größe des weißen Be­
völkerungsanteils im Lande erkundigte,
wurde belehrt, daß es mit der Aus­

nahme weniger Ausländer in der Über­
see provinz nur Portugiesen gäbe. Den
schwarzen 'Portugiesen" fiel es nicht
schwer, diese neue kolonialistische
Variante zu durchschauen, denn eine
Besserung ihrer Lebensbedingungen
brachten die wohltönenden Worte
nicht.

1"---------------------------------",-------------------1

! te der später einem faschistischen
I Mordanschlag zum Opfer gefallene
IFrelimo-Führer Eduardo Mondlane in

'I' Abwandlung des afrikanischen Sprich­
, worts "Von einem Reptil ist nichts
, Gutes zu erwarten". Der Krokodile
I

I
sind noch viele, können wir ruhig
ergänzen. Die übergangszeit bis zur
völligen Unabhängigkeit im Sommer
1975 wird nicht leicht sein. Es ist
nicht nur die Veränderung der politi­
sehen Landkarte in diesem Teil Afri­

I kas, die die Regimes in Rhodesien
und Südafrika tendenziell gefährdet.

Es sind unmittelbare ökonomische In­
teressen, die diese Länder verteidigen.
Im Frühjahr 1975 sollten die ersten
Generatoren mit einer Kapazität von

1

1200 Megawatt in Cabora Bassa in Be­
trieb gehen! Die revoltierenden Ras­
sisten in Mozambique sind die Speer­
spitze einer internationalen Mafia ge-
wesen.

Das Kernstück dieses "konstruktiven
Kolonialismus": Cabora Bassa, der
Bau des fünftgrößten Wasserkraftwer­
kes der Welt am Unterlauf des Sam­

besi.

I
Licht in die Hütten des schwarzen
Afrika? Mitnichten. Vier Fünftel des
elektrischen Stroms der im Endaus-
bau auf eine Kapazilät von 4000 Mega-j
watt geplanten Anlage, sollten in
einer 1450 km langen Leitung nach

ITransv aal-Johannesburg gebracht wer­
den und dort die unumgänglich not­

wendige Erweiterung der Energiebasis
dieser südafrikanischen Industriezone
gewährleisten. Zu Vorzugspreisen ver­
steht sich. Der Rest des Stroms war
als Basis zur Ausbeutung neuer Vor­
kommen an Eisen, Uran und anderen

Erzen in Mozambique selbst gedacht. J
Fette Profite für das internationale

Kapital ! Finanziert wird das Groß pro-
jekt von einem internationalen Ban - Frelimo-Kämpfer in Mo~ambique

-------~-------
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Jugoslawien

"Hilfe-Rufer"
am Rufen
gestört

Flammt der Rürgerkrieg wieder auf?
Ganz hat er nie aufgehört. Nun aher
hat der bewaffnete Kampf wieder
eine effiziente Führung. Wie schon
unter der Militärdiktatur, werden die
Monteneros auch in Hinkunft mit der
ERP zusammenarbeiten. Ein lang­
fristiger Einigungsprozeß steht im
Bereich des Möglichen. Werden
Lopez Rega und sei ne Leute den
Kampf aufnehmen - oder hat das lVIi­
litär wieder das Wort ?

Vorab: Wir vertreten entschieden ciOlS

Recht jeder Organisation der Arbeiter­
bewegung, auch im Sozialismus or­
ganisiert als Partei ihren Standpunkt
zu vertreten. Dies gilt selbstverständ­
lich auch für die stalinistischen Frak­
tionen. Davon wohl zu unterscheiden

ist aber der Versuch der sow jetischen
Parteiführung, ihren Führungsanspruch
notfalls unter Zuhilfenahme der
Armeen des Warschauer Paktes durch­
zusetzen wie etwa im Herbst] 968 in
der Tschechoslowakei. Um die hege­

monialen Bestrebungen der Sow jet­
union besser verstecken zu können,

empfiehlt es sich, einen brüderlichen

INLAND S 50,--
AUSLAND S 50, -- UND PORTO

PREIS:

ADRESSE .

NAIvtE ••••••.••••.••..••...•...•••.••.....•. ,.

Bestellkarte

1040 WIEN, BELVEDEREGASSE ]0 SCHICKEN.

BITTE AUSSCB..NEIDEN UND AN

ICH ABONNIERE "OFFENSIV LINKS" FÜR EIN JAHR

linken Anhänger das Leben kostete.

Seither häuften sich die Morde an
linken Gewerkschaftsführern. Der
Governeur von Cordoba - diese Stadt
ist eine Hochburg der Linken - wur­

de kurzerhand abgesetzt, ein rechter

Peronist kam an seine Stelle, und

kürzlich sogar ein pensionierter Ge­

nera!.

Die Monteneros hatten nach dem
Bankrott des Militärregimes die legale
Arbeit begonnen, aber ihren Unter­

grunda pparat be ibehaHen. Im Gegen­
satz zur trotzkistischen ERP (bzw. PRT)
waren sie darauf bedacht, alle Mög­
lichkeiten der Legalität zu nützen.
Dadurch war es ihnen möglich, man­
che Illusionen über den Charakter
des peronistischen Regimes zu behe­
ben und so bewußtseinsbildend zu
wirken. Ihr jetziger Beschluß bedeutet
faktisch den Bruch mit dem Peronis­
mus. Dieser, die justizialistische Par­
tei, wird heute vom Wohlfahrts mini ­
ster Lopez Rega verkörpert, einem
Mann der reaktionärsten Kräfte und
des Auslandskapitals. Die Präsidentin
Isabela Peron ist nur eine Strohfigur.

r - - - - -- - - - - - - - ---- -- -- - -- -- - ----- - -- ----
I
I

Linke im Untergrund

"Campora an die Regierung, Peron
an die Macht !n war seinerzeit die
Losung der Peronisten bei der ersten
Wahl. Wenige Monate genügten, daß
ein Offizier nach Camparas Rücktritt
spöttisch formulieren konnte: "Peron
an die Regierung, die Militärs an die
Macht !" Nun, Peron ist tot. Und
am 7. September kündeten die Monte­
neros, die bedeutendste peronistische
Linksorganisation der Arbeiter, und
6 weitere peronistische Linksgruppen
an, sie werden künftig aus dem Unter­
grund operieren und den bewaffneten
Kampf wieder aufnehmen.

l\ach dem Z\,'eiten Weltkrieg hatten
die Arbeiter Pem n gestützt, denn für
sie bedeutete der Peronismus ihren
Eintritt in das politische Leben des
Landes. Aber der Peronismus basierte
auf einem günstigen konjunkturellen

Umstand: die damals hohen Getreide­
preise und die v;ährend des Krieges
angesammelten Devisenfonds schienen
es zu erla uben, das Land zu
industrialisieren und gleichzeitig die
Lage der Arbeiter zu verbessern. Das

Ende dieser günstigen Lage bedeutete
das Ende des Peronism us ] 955, als es
sich zeigte, daß ohne eine Landre­
form Perons Konzept nicht durchge­
zogen werden konnte. Die Grundbe­
sitzeroligarchie, bisher unangetastet,
fühlte sich bedroht. Peron mußte ge­
hen. Für die Arbeiter cber war dies
eine doppelte Erfahrung: Sie konnten
die nationale Unabhängigkeit nicht
allein, aber nur gegen die Grund- I
oligarchie erringen: und diese nationa- I
le Una hhängigkeit ist led iglich eine :
unvollendete Revolution, jederzeit J

widerrufbar. Sie identifizierten sie I
mit Peron, aber Peron war selbst der I
exakte Spiegel dieser unvollendeten :
Revolution und ihres Umschlages in r
Reaktion, Als er am 20, Juni 1973 I
aus Spanien zurückkehrte, war sein I
Empfang von einer Schießerei be­
gleitet, welche Dutzenden seiner

18
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Internationale
Hilferu f gegen die drohende Hestau­
ration des Kapitalismus von dazu he­
stimmten llümkraten im jeweiligen
Land anzufordern. So wird der büro­
kratisch degenerierte Sozialismus
zum Im portartikel. über die I3ruder­
armeen beziehbar. Innerhalb der im
Namen der friedlichen Koexistenz
bestimmten Grenzen, versteht sich,
innerhalb des eigenen Machtbereic hes.
Hilferufe außerhalb dieses Machtbe­
reiches führen allenfalls zu Protest­
resolut ionen.

In diesem Rahmen steht denn auch die

Zerschlagung der "KP Jugoslawiens",
die von einigen moska uhörigen Ex­
Geheimdienstlern aus der Ra nkovic­
Zeit und Gesinnungsgenossen gegrün­
det wurde. Diese Leute, die lange
Zeit unter dem Schutz der Ostdiplo­
matie ihr trübes Süppchen kochten,
haben wenig zu tun mit der - unter

der herrschenden Repression - leiden­
den desorganisierten studentischen
Linken. Letztere bra ucht unsere po­
litische Unterstützung. In diesem
Herbst werden Prozesse gegen 6 Stu­
denten erwartet, die wegen antiso­
zialistischer Propaganda vor Gericht

gestellt werden. Trotz aller schöner
Reden am letzten Parteitag (siehp­
"offensiv links" 6). Gegen die Ur­
teile im Prozeß gegen die "KP]" aber
mögen wir nicht auftreten - zu deut­
lich haben wir noch das tschechische
Beis piel vor Augen.

Portugal

Der 30. September in Portugal ist I
ein Datum des Sieges der linken Kräf­
te im Land. Mit Spinolas grollendem
Rücktritt konnte jener Mann vom
höchsten Amt im Staat entbunden
werden, der sich immer mehr als

(bestenfalls) gaullistischer Bourgeoisie,
(schlimmstenfalls) bona partistischer
Retter der portugiesischen Bourgeoisie
und der ausländischen Monopole ent­
puppte. Seine "Abschiedsrede" strotz­
te vor Angriffen auf die Linke und~
Beschuldigungen ähnlicher Natur, wie
sie seitens der Armeekreise auch vor
dem 11. September 1973 in Chile
immer wieder ausgestoßen wurden.

Ein da wie dort wiederkehrendes
Wort wurde auch von Spinola nach
Gebühr strapaziert: die "Anarchie"
herrsche im Land.

Wie so viele Begriffe, hat auch das

Wort" Anarchie" verschiedene Deu­
tungen und Auslegungen. Für die
Erzbürger ist es der schlimmste Aus·
druck des Mangels an Ordnung und

Sitte, Anstand und - Wohlstand
(sprich Besitz). Für die anderen be­
deutet es die Abwesenheit jeglicher
Herrschaft (von oben). Bei Bakunins
Bart also: in Portugal herrscht keine
Anarchie, weder in diesem noch in
jenem Sinn. Es sind eher Anzeichen

..
lA

von Doppelherrschaft festzustellen,
die sich seit der Niederlage der
Reaktion von 29. September 1974
(Verbot der "Pro-Spinola"-Demonstra­
tion der "schweigenden Mehrheit"
im Land) zugunsten der linken Kräfte,
vor allem der "Bewegung der Streit­
kräfte" (MFA) verschoben hat. Rück­
blickend versteht man nun den
Zick-Zack-Kurs der Provisorischen
Regierung in der Frage der Unabhän­
gigkeit der Kolonien. Jedoch wäre
es noch immer verfrüht, von einem
bereits beschrittenen portugiesischen
Weg zum Sozialismus zu sprechen.

Denn selbst im Falle der Entfachung
des Bürgerkriegs durch die Reaktion
und eines möglichen Sieges der Lin­
ken wäre eine Diktatur des Proletari­
ats selbst auf breitester Bündnisbasis
ökonomisch zur Diktatur der Not ver­
urteilt, aus der schon so manche Un­
tugend des Aufbaus des Sozialismus
gemacht wurde. Die andauernde
Kapitalflucht, die verstärkte in-
und ausländische Subversion läßt
es aber gleichfalls fragwürdig er­
scheinen, ob die Dauer und die
Bedingungen einer Doppelherrschaft
von der Linken soweit kontrolliert
werden können, daß weder ein Pro­
zeß der langsamen Aufzehrung des
revolutionären Potentials, der Mas-
senbegeisterung und Massenmilitanz
noch ein stilles Ausbluten des Landes
eintritt.

Die portugiesische EntWicklung mag
manchen von uns angesic hts der
Wiederkehr des 1. Jahrestages des
chilenischen Militärputsches und des
darauffolgenden permanenten Massa­
kers zur Vorsicht gemahnen. Eine
grundlegende Tatsache darf aber
nicht außer Acht gelassen werden

die roten Nelken, die ein Symbol
des portugiesischen Umbruchs \\' aren,

staken von Anfang an in Gewehrläufen
Und diese sind, wie die jüngsten
Ereignisse gezeigt haben, unter dem
Kommando von Offizieren und Sol-
d aten, die aus ihrer Verbundenheit
und Solidarität mit der portugiesi­
sehen Arbeiterschaft und den armen
Bauern keinen Hehl machen. Inso­
fern darf nüchterne Betrachtung der
Dinge in Portugal nicht nur einer
leisen Hoffnung, sondern bald schon

revolutionärem Optimismus und En­
thusiasmus Platz machen - wenn
schon drüben, dann auch hüben.
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1020 Wien. Odeongasse 1

(Ecke Große Mohreng.)

jeden Freitag und Samstag

ab 19 Uhr geöffnet

10. OKTOBER 1974

DISKUSSION üBER DIE ERGEBNISSE
DER AK-WAHL

17. OKTOBER 1974

PETER TURRINI LIEST AUS EIGENEN
WERKEN

Weitere Auskünfte über das Programm
erteilt: FÖJ -Sekretariat, 1040 Wien,
Belvederegasse 10; Tel.: 65 19 52

Programm:

Öffnungszeiten:
Dienstag bis Freitag 14-19 Uhr, Samstag 10-13 Uhr

Telefon 4250654

"GRUNDSÄTZE DER FÖJ-BfS"
In dieser Schulung soll jedem Teil­
nehmer die Möglichkeit gegeben
werden, selbst Referate vorzuberei­
ten und zu halten.

Jeden Dienstag um ] 9 Uhr,
1040 Wien, Belvederegasse ] 0

1090 Wien 9, Währinger Straße 57

ACHTUNG SCHULUNG Welt am Beispiel Südamerikas:
Chile, Argentinien, Uruguay

Der Schwerpunkt dieser Schulung 5. November:Fortsetzung

liegt nicht bei Referaten sehr kom- 12. November:Der Nahostkonflikt
petenter Leute, sondern bei der Dis - I WEITERE SCHULUNGEN:
kussion von Texten, die zum gros-
sen Teil von den Teilnehmern selbst "EINFÜHRUNG IN DEN DIALEKTI-
erarbeitet werden. Die Schulung SCHEN MATERIALISMUS"
findet jeden Dienstag um 20 Uhr in Jeden Dienstag um 19 Uhr,
der Wohnung von Liesl HindIer, 2. ] 040 Wien, Belvederegasse J0
Bezirk, Kafkastraße 10/36 statt.

Vorläufiges Programm:

8. Oktober: Faschismus in Österreich
15. Oktober :Imperialismus (Lenin)

22.0ktober:lmperialismus (neuere
Entwicklung)

29.0ktober:Imperialismus und dritteVerhältnis Lehrer-Schüler
Verhältnis Lehrer-Eltern
Verhältnis Lehrer-Kollegen
Verhältnis Lehrer -Schulbehörde
Lehrerausbildung
Lehrer fort bildung

Die Lehr erg r u P pe hat sich
\deder gebildet und folgende
programmvorschläge erarbeitet:

1 Rolle der Schule in der Gesell­
schaft :

AN INTERESSIERTE LEHRER ALLER
SCHULARTEN

Fernziele
~ahziele (konkrete Forderungen)
Geeignete Aktionsformen

2 Rolle des Lehrers:

Funktion der Schule
Das neue Schulunterrichtsgesetz
Schulversuche in ÖSterreich
im speziellen: Gesamtschule

Ganztagsschule
Vorschulerziehung

3 Konkretisierung der Ziele der
Lehrergruppe (die schon anhand
der Punkte 1 und 2 erarbeitet
,,·urden) :

"IMPULSE" Zeitschrift für Literatur und Kunst
in der Galerie erhältlich.

Ort: Klub links, Odeongasse 1
(Ecke Große Mohrengasse)

Z e i t : i\litt\\'och 19 Uhr
1. Termin: 16.0ktober 1974

Besprechung des Programms
eventuell Punkt 1

25.9.-31.10.1974

Prof. Kurt AMMAN
Aquarelle, Grafiken

November/Dezember:

Erotik in der Kunst
Kollektiva usstell ung
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